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Einleitung

A. Einführung

Die Bedeutung des internationalen Handels- und Wirtschaftsverkehrs kann in
einer globalisierten Welt kaum überbewertet werden. So waren in der Europäi-
schen Union im Jahr 2017 rund 36 Millionen Arbeitsplätze vom außereuropäi-
schen Exporthandel abhängig.1 Dabei ist die Zielsetzung, mithilfe internationaler
Abkommen den Abbau von Handelshemmnissen weiter voranzutreiben, nicht nur
legitim, sondern kann für eine langfristige Wettbewerbs- und wirtschaftliche
Überlebensfähigkeit einzelner Staaten und ganzer Regionen zum entscheidenden
Schlüsselfaktor werden. Dies bestätigt beispielsweise das am 15. November 2020
unterzeichnete Abkommen der ASEAN Regional Comprehensive Economic Part-
nership (RCEP), wodurch im asiatischen Raum die nunmehr weltweit größte
Freihandelszone entsteht. Infolgedessen dürfte nicht nur das internationale wirt-
schaftliche Machtgefüge nachhaltig verschoben werden, sondern auch für Wirt-
schaftsmächte wie die Europäische Union ein nicht zu vernachlässigender Wett-
bewerbsdruck ausgehen.2 Gerade aus dem Blickwinkel der Europäischen Union
heraus sollte man sich nicht zu stark auf den eigenen europäischen Binnenhandel
verlassen, sondern vor allem die Anbindung an den internationalen Welthandel im
Auge behalten: Prognosen zufolge wird das globale Wirtschaftswachstum in den
kommenden zehn Jahren in einer Größenordnung von rund 90 % außerhalb des
Territoriums der EU generiert werden,3 was bereits mittelfristig eine noch stärkere
internationale Ausrichtung des europäischen Handels notwendig machen wird.4

1 So die Studie von Arto u.a., EU exports to the world (2018, S. 19, abrufbar unter
https:/ /publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC113071 (zuletzt abgerufen:
3.1.2024). Zum Vergleich: Im Jahr 2000 waren nur rund 22 Millionen Arbeitsplätze
vom Exporthandel in Drittstaaten abhängig, vgl. Arto u.a., a. a. O. Die Zahlen beziehen
sich noch auf die EU 28 unter Einschluss des Vereinigten Königreichs.

2 Vgl. dazu Lee, in: Das Parlament v. 3.11.2020, abrufbar unter https:/ /www.das-par
lament.de/2020/49_50/im_blickpunkt/810350-810350; dazu auch Siebenhaar, in: Han-
delsblatt.com v. 17.11.2020, abrufbar unter https:/ /www.handelsblatt.com/politik/inter
national/welthandel-asiatisches-freihandelsabkommen-verunsichert-die-eu/26630934.
html?ticket=ST-2899478-trsDe9roo6uSoPxmVeOw-ap3 (jeweils zuletzt abgerufen:
3.1.2024).

3 So die Europäische Kommission, Handel für alle (2014), S. 8, abrufbar unter
https:/ /data.europa.eu/doi/10.2781/81946 (zuletzt abgerufen: 3.1.2024). Auch diese
Zahlen beziehen sich auf die EU 28.

4 Insoweit kam es erst kürzlich am 30.12.2020 zum langersehnten Durchbruch einer
Grundsatzeinigung über das Investitionsabkommen zwischen der EU und China; vgl.



Die Volksrepublik China gilt auf der anderen Seite nicht zuletzt seit der Vorstel-
lung ihrer Industriestrategie Made in China 2025 (MIC25), sondern insbesondere
vor dem Hintergrund ihres wichtigsten außenpolitischen Projektes, der Belt and
Road Initiative5 („neue Seidenstraße“), als bedeutendster Treiber einer globalen
Wirtschaftsintegration: Die Zielrichtung der umfassenden Erschließung neuer
Handelsrouten trägt dabei nicht nur das Potential zur nachhaltigen Veränderung
bisheriger Warenströme in sich, vielmehr soll allen voran der chinesische Ein-
fluss in der Welt infolge eines umfassenden Ausbaus bestehender Verkehrs-,
Energie- und Kommunikationsinfrastrukturen auch künftig immer weiter verfes-
tigt werden. China will durch das Mammutprojekt mit einem geschätzten Investi-
tionsrahmen von rund einer Billion US-Dollar dauerhaft zum dominierenden Ak-
teur des internationalen Welthandels aufsteigen.6 Durch die neue Seidenstraße
sollen künftig rund 70 % der Weltbevölkerung erreicht und an den Welthandel
angebunden werden.7

Gerade mit der stetig fortschreitenden Globalisierung und dem immer engeren
„Zusammenrücken“ der Weltgemeinschaft geht ein erhebliches Bedürfnis nach
verlässlichen justiziellen Strukturen einher. Für Akteure des internationalen Han-
dels ist Rechts- und Planungssicherheit von ganz eminenter Bedeutung: Zur Ver-
meidung operativer Risiken einer jeden Vertragsdurchführung muss verlässlich
ermittelbar sein, ob und welche staatlichen Gerichte im Zweifelsfall in der Lage
sind, aufkommende Streitigkeiten zwischen Vertragsparteien nicht nur endgültig,
sondern zudem mit internationalem Geltungsanspruch zu entscheiden. Es sollte
daher nicht verwundern, dass Gerichtsstandsvereinbarungen neben Schiedsver-
einbarungen als das bedeutendste Instrument einer gesicherten internationalen
Streitbeilegung zu begreifen sind.8 Vor allem für kleine und mittlere Unterneh-
men stellen Gerichtsstandsvereinbarungen das entscheidende Vehikel eines prä-
ventiven Investitionsschutzes dar. Im Vergleich zur Schiedsgerichtsbarkeit pro-
fitieren gerade diese Unternehmen von einer vergleichsweise kosteneffizienten
Streitbeilegung durch ordentliche Gerichte.9 Gerichtsstandsvereinbarungen er-
möglichen den Parteien ein vorgelagertes Litigation Management und mithin die
„Feinsteuerung“ widerstreitender Zuständigkeitsinteressen durch die verlässliche
Festlegung oder mindestens sichere Ermittelbarkeit eröffneter Gerichtsstände

28 Einleitung

dazu https:/ /ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_20_2541 (zuletzt abge-
rufen: 3.1.2024); einordnend Stöbener de Mora, EuZW 2021, 129.

5 Erläuternd Wächter, WiSt (2020), 46 (46 ff.).
6 Vgl. Stöbener de Mora, EuZW 2021, 129 (130).
7 Wächter, WiSt (2020), 46 (47).
8 Deutlich aus der europäischen Perspektive das Commission Staff Working Paper

SEC (2010) 1547 final, S. 27: „Choice of court agreements [. . .] are one of the most
important jurisdictional devices of modern times.“ Zum Vergleich spezifischer Vor- und
Nachteile der Schiedsgerichtsbarkeit mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit vor dem Hin-
tergrund des HGÜ: Brand/Herrup, The 2005 Hague Convention, S. 215 ff.

9 Vgl. Brand/Herrup, The 2005 Hague Convention, S. 217.



(sog. forum fixing oder forum planning).10 Hingegen darf die Komplexität einer
lückenlosen Planung im Zusammenhang mit den Regelungen des internationalen
Zivilverfahrensrechts (IZVR) nicht unterschätzt werden, dies gilt nicht zuletzt in
Anbetracht weitreichender Folgewirkungen: Die internationale Zuständigkeit ist
die Kardinalfrage jeder grenzüberschreitenden Rechtsstreitigkeit, ihre Auswir-
kungen beschränken sich nicht lediglich auf die Gerichtszuständigkeit, vielmehr
hat das IZVR infolge seines metakollisionsrechtlichen Grundcharakters ganz ent-
scheidenden Einfluss auf das in der Sache anwendbare Recht und folglich auf
den Ausgang eines Rechtsstreits.11 Problematisch ist dabei vor allem, dass die
maßgeblich zu beachtenden Regelungen grundsätzlich solche nationaler Prove-
nienz sind und daher immer von Staat zu Staat, gerade im internationalen Ver-
gleich, höchst unterschiedlich ausgestaltet sein können, womit nicht zuletzt Ge-
fahren durch sog. forum shopping12 einhergehen. Eine wirklich verlässliche und
effektive Planung kann mithin realistischerweise erst dadurch ermöglicht werden,
dass durch international vereinheitlichtes Recht die maßgebenden Grundsätze an-
geglichen werden und sich eine einheitliche Planung folglich in mehreren Staaten
sicher durchzusetzen vermag.13

Betrachtet man die vorstehende Problematik aus einer europäischen Perspek-
tive, so hängt eine sichere Planung in grenzüberschreitenden Sachverhalten im-
mer auch davon ab, ob der konkrete Fall ausschließlich binneneuropäische Be-
züge aufweist oder aber in Drittstaaten ansässige Parteien beteiligt sind bzw. ob
sonstige Bezüge zu Drittstaaten bestehen.14 In beiden vorstehenden Konstellatio-
nen ist die Schaffung internationaler Rechtssicherheit nicht mehr als illusorisches
Wunschdenken zu begreifen, sondern bereits gegenwärtig durch den Abschluss
von Gerichtsstandsvereinbarungen verlässlich zu gewährleisten. Dabei ermög-
lichen insbesondere die vorliegend in den Fokus zu nehmenden Regelwerke der
Brüssel Ia-VO15 sowie das HGÜ16 einen sicheren und international vereinheit-
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10 Dazu bereits Samtleben, RabelsZ 46 (1982), 716.
11 So spricht Coester-Waltjen, in: FS Heldrich (2005), S. 549 (549f.) gar vom „Me-

tarechtsordnungscharakter“. Dazu unten Kap. 1 § 1 A.
12 Zum Begriff: Linke/Hau, IZVR (8. Aufl.), § 4 Rn. 24. Dazu unten Kap. 1 § 1 B.
13 Vgl. Mankowski, Internationales Privatrecht, Bd. 1 (2. Aufl.), § 5 Rn. 153 („ge-

meinsame[r] Ausgangspunkt“); auch der „Wert“ einer gerichtlichen Entscheidung wird
bedeutend gesteigert, wenn diese über den Urteilsstaat hinaus Beachtung findet, vgl.
ders., EuZW-Sonderausgabe 1, 2020, 3 (8). Die zunehmende Internationalisierung
macht ein internationales Zuständigkeits- und Anerkennungsübereinkommen gar unver-
zichtbar, so Grabau/Hennecka, RIW 2001, 569 (572).

14 Vgl. insoweit den Hinweis von Briggs, YB PIL 12 (2010), 311 (329): „[. . .] the
two worlds, defined as inside and beyond the borders of the European Union, are very
different worlds.“

15 Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlamentes und des Rates über
die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen in Zivil- und Handelssachen vom 12.12.2012, ABl. (EU) 2012, Nr. L 351/1.




